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Bürgermeisterwahl in Germersheim 

Sehr geehrte Frau Bolz, 

zu Ihrem o. a. Schreiben bzgl. der Anzeige von Herrn Gert Müller vor dem Hintergrund 
der Bürgermeisterwahl in Germersheim gebe ich gerne die von Ihnen erbetene Stel-
lungnahme ab. 

Nach § 49 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes darf ausschließlich die Aufsichtsbe-
hörde von Amts wegen nach Maßgabe der §§ 120 bis 124 der Gemeindeordnung das 
Erforderliche veranlassen, wenn bei der Wahlvorbereitung Verstöße gegen Rechts-
vorschriften festzustellen sind, die im Wahlprüfungsverfahren die Ungültigkeit der 
Wahl begründen könnten. Bei der vorliegenden Fallgestaltung darf nur die Kreisver-
waltung Germersheim entsprechende Maßnahmen treffen. 
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Servicezeiten 
Mo.-Do.: 08.00- 16.30 Uhr 
Freitag: 08.00- 14.00 Uhr 

Verkehrsanbindung 
Bad Ems Hauptbahnhof 

Parkmöglichkeiten 
Gebührenpflichtige Plätze vor dem Amt 
Kostenfreie Plätze hinter dem Hauptbahnhof 



Rheinlandpfalz 
LANDESWAHLLEITER 

Vor dieser eindeutigen Rechtslage bitte ich Sie um Verständnis, dass dem Landes-
wahlleiter nach dem keine diesbezügliche Entscheidungskom-
petenz zukommt. 

Im Rahmen der sachlichen Bewertung ist zu erwähnen, dass zwischen der strikten 
Neutralitätsverpflichtung von Amtspersonen und ihrem Recht auf freie Meinungsäuße-
rung in jedem Einzelfall abgewogen werden muss. Dabei sind neben dem Wortlaut 
der Aussagen auch die weiteren Umstände (z. B. Gestaltung, Finanzierung der Anzei-
ge) in Zusammenhang mit der Äußerung zu berücksichtigen. 

Falls die Gefahr einer Wahlbeanstandung gesehen würde, sind zudem die zu treffen-
den Maßnahmen nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz auszurichten. Die Ver-
schiebung der anstehenden Wahl stellt dabei einen erheblichen Eingriff dar, da sich 
sowohl die Verwaltungen als auch die wahlberechtigte Bürgerschaft auf diesen Termin 
eingestellt haben. 

Ihr Schreiben leite ich umgehend zur weiteren Prüfung und ggfs. Veranlassung an die 
zuständige Kreisverwaltung Germersheim. 

Mit freundlichen Grüßen 
ln Vertretung 

Dr. Stephan Danzer 
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